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Die tiefgreifenden sozialökonomischen und anderen gesell­
schaftlichen Veränderungen, die in den vergangenen 25 Jah­
ren in allen sozialistischen Ländern Europas, Asiens und 
Lateinamerikas stattfanden, haben sich auch in Erneuerun­
gen, Änderungen und Ergänzungen der Verfassungen dieser 
Länder niedergeschlagen.1 Dabei widerspiegelt sich in allen 
Verfassungen die Erkenntnis, daß die sozialistische Gesell­
schaftsordnung auf den verschiedenen Entwicklungsstufen 
entsprechend den allgemeingültigen Gesetzmäßigkeiten des 
sozialistischen Aufbaus unter Berücksichtigung der nationa­
len Spezifik und der historischen Besonderheiten des jewei­
ligen Landes gestaltet wird. In den Verfassungen zeigen sich 
sowohl die gemeinsamen Grundzüge und Merkmale der so­
zialistischen Gesellschaft als auch die Mannigfaltigkeit der 
Formen, Wege und Methoden bei der Gestaltung des gesell­
schaftlichen Lebens im jeweiligen Land.

Die sozialistischen Verfassungen sind somit Ausdruck der 
Dialektik von Allgemeinem und Besonderem: Die Grundla­
gen der sozialistischen Gesellschaftsordnung, ihre Klassen­
natur, ihr Wesen sind in allen Ländern gleich, aber jedes 
Land weist eigenständige nationale, historische, kulturelle 
und andere Besonderheiten auf. Das macht den Vergleich so­
zialistischer Verfassungen, ihrer grundlegenden Gemeinsam­
keiten wie ihrer spezifischen Besonderheiten, zu einer not­
wendigen und reizvollen Aufgabe.2

Grundlegende Gemeinsamkeiten der Verfassungen

Erstens bringen alle Verfassungen das Klassenwesen des so­
zialistischen Staates klar zum Ausdruck. An exponierter Stelle 
— in der Präambel oder in den ersten Artikeln — wird gesagt, 
daß es sich um einen Staat der Diktatur des Proletariats — bzw. 
in der UdSSR um einen sozialistischen Staat des ganzen Vol­
kes — handelt, daß alle Macht dem Volke gehört, daß die 
Staatsmacht von den Werktätigen unter der Führung der Ar­
beiterklasse ausgeübt wird.

Die Bestimmungen über das Klassenwesen des sozialisti­
schen Staates und seine dynamische Entwicklung enthalten 
zugleich Festlegungen über die führende Rolle der Arbeiter­
klasse und das Bündnis der Arbeiterklasse mit allen anderen 
werktätigen Klassen und Schichten, über die Erweiterung 
der sozialen Basis der Staatsmacht.

Zweitens verankern alle Verfassungen die führende Rolle 
der marxistisch-leninistischen Partei der Arbeiterklasse als 
Kern des politischen Systems des Sozialismus. Dies erfolgt 
im Abschnitt über die Grundlagen der sozialistischen Ge­
sellschafts- und Staatsordnung bzw. in der Präambel, in eini­
gen Verfassungen auch im Abschnitt über die Grundrechte 
und Grundpflichten der Bürger (so SR Rumänien und Mongo­
lische VR).

Während beispielsweise die Verfassung der UdSSR von 
1936 lediglich in einer Norm im Grundrechtsteil (Art. 126) 
das Recht der Sowjetbürger fixierte, sich in gesellschaftli­
chen Organisationen, darunter in der Kommunistischen Par­
tei, zu vereinigen, ist die führende Rolle der KPdSU heute 
ein grundlegendes konstitutionelles Prinzip der sowjetischen 
Staats- und Gesellschaftsordnung. In Art. 6 Abs. 1 der neuen 
Verfassung der UdSSR wird die KPdSU als „führende 
und lenkende Kraft der sowjetischen Gesellschaft“, als 
„Kern ihres politischen Systems, der staatlichen Organe und 
gesellschaftlichen Organisationen“ bezeichnet.

Drittens enthalten die Verfassungen Bestimmungen über 
die Herausbildung, die weitere Festigung und den Schutz des 
sozialistischen Eigentums an den Produktionsmitteln, wobei 
sie zugleich aktiv die Entwicklung des sozialistischen Wirt­
schaftssystems fördern. Da die sozialistischen Länder den 
Weg zum Sozialismus nicht gleichzeitig, mit unterschiedli­
chen Voraussetzungen und nicht vom gleichen Niveau der 
ökonomischen Entwicklung aus beschriften, widerspiegeln 
sich in den Verfassungen gewisse Unterschiede in der Struk­

tur der Volkswirtschaft, in der Eigentumsstruktur, in den 
Wechselbeziehungen der Formen des gesellschaftlichen Eigen­
tums, im Grad der Konzentration und Kooperation in der 
Produktion, in den Formen der Leitung und Planung der 
Produktion u. a. m. Beispielsweise sieht die Verfassung der 
Sozialistischen Republik Vietnam eine Mehrsektorenwirt­
schaft vor, wobei zugleich festgelegt ist, daß die volkseigene 
Wirtschaft die entscheidende Rolle in der Volkswirtschaft 
spielt und bevorzugt entwickelt wird (Art. 18 Abs. 2).

•Bei der Betrachtung der Gemeinsamkeiten der Verfassun­
gen auf ökonomischem Gebiet verdienen zwei Aspekte beson­
dere Aufmerksamkeit:

1. Die Verfassungen gehen vom sozialistischen Wirtschafts­
system aus, dessen Grundlage das sozialistische Eigentum an 
den Produktionsmitteln in Form des staatlichen (volkseigenen) 
und genossenschaftlichen (kollektivwirtschaftlichen) Eigen­
tums ist. Für die sozialistischen Länder ist charakteristisch, 
daß das staatliche Eigentum (in der SFR Jugoslawien: das 
gesellschaftliche Eigentum) die vorherrschende Eigentums­
form ist. Bestimmend für die Rolle des staatlichen Eigentums 
ist, daß es sich auf die Hauptproduktionsmittel erstreckt, von 
deren Entwicklung und Nutzung die Entwicklung der gesam­
ten Gesellschaft und jedes einzelnen abhängen. Eine weitere 
Form des sozialistischen Eigentums ist das Eigentum gesell­
schaftlicher Organisationen.

Unterschiede in der verfassungsmäßigen Verankerung der 
Objekte des staatlichen Eigentums3 sind in der Regel nicht 
prinzipieller Natur. Von größerer Bedeutung sind die Spezi­
fika der eigentumsrechtlichen Regelung von Grund und Bo­
den: Während nach den Verfassungen der UdSSR (Art. 11), 
der Mongolischen VR (Art. 10), der SVR Albanien (Art. 18), 
der SR Vietnam (Art. 19) und der VR Kampuchea (Art. 14) 
der gesamte Boden staatliches Eigentum ist, ist er gemäß 
den Verfassungen anderer sozialistischer Länder teilweise 
genossenschaftliches Eigentum (z. B. Art. 9 Abs. 1 Verf. SR 
Rumänien, Art. 20 Verf. Koreanische DVR) oder individuel­
les Eigentum (z. B. Art. 20 Verf. Kuba, Art. 80 Verf. SFR 
Jugoslawien). Hinsichtlich der Nutzung des Bodens ist eine 
durch die konkreten Bedingungen geprägte differenzierte 
verfassungsrechtliche Regelung zu verzeichnen.

2. Die konkrete Ausgestaltung des Systems der Leitung 
und Planung der Volkswirtschaft in den Verfassungen ist 
von einer Vielzahl von Faktoren abhängig, insbesondere vom 
Entwicklungsstand der sozialistischen Produktionsverhält­
nisse und von den Anforderungen des konkreten Zeit­
abschnitts. Die Verfassungen verankern ein solches System, 
bei dem in der einen oder anderen Form und in dem einen oder

1 Neue Verfassungen wurden ausgearbeitet 1960 in der Mongolischen 
Volksrepublik und in der CSSR, 1965 in der Sozialistischen Republik 
Rumänien, 1968 in der DDR, 1971 in der Volksrepublik Bulgarien, 
1972 in der Koreanischen Demokratischen Volksrepublik, 1974 in der 
Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien (vorher 1963), 
1976 in der Republik Kuba und in der Sozialistischen Volksrepublik 
Albanien, 1977 in der UdSSR, 1980 in der Sozialistischen Republik 
Vietnam, 1981 in der Volksrepublik Kampuchea und 1982 in der 
Volksrepublik China (vorher 1975 und 1978). In der Ungarischen 
Volksrepublik wurden 1972 und in der Volksrepublik Polen 1976 
die Verfassungen von 1949 bzw. 1952 derart überarbeitet, dafl fak­
tisch eine Neufassung vorliegt. Wesentliche Änderungen bzw. Er­
gänzungen der neuen Verfassungen wurden insbesondere vorge­
nommen in der CSSR (1968) und in der DDR (1974); mehrfache 
Änderungen gab es in Jugoslawien, Rumänien und in Polen.
Die Verfassungen der RGW-Mitgliedsländer einschließlich Ände­
rungen bis zum 1. Juli 1981 sind enthalten in der Textsammlung: 
Verfassungen ausländischer sozialistischer Staaten (Hrsg. W. Lung- 
witz), Berlin 1982.

2 Zu einigen verfassungstheoretischen Fragen im Zusammenhang 
mit dem Verfassungsvergleich vgl. I. Hieblinger/R. Hieblinger, 
„Charakteristische Merkmale der Verfassungen sozialistischer Län­
der", Staat und Recht 1984, Heft 8, S. 611 ff.

3 Beispielsweise zählt die Verfassung der UdSSR in Art. 11 Abs. 2 
als ausschließliches Eigentum des Staates auf: Grund und Boden, 
die Bodenschätze, die Gewässer und Wälder, die Hauptproduk­
tionsmittel in Industrie, Bauwesen und Landwirtschaft, die Ver­
kehrs- und Nachrichtenmittel, die Banken, das Vermögen der vom 
Staat gebildeten Handels-, Kommunal- und anderer Betriebe, den 
Hauptantedl am Wohnraumfonds in den Städten sowie anderes für 
die Verwirklichung der staatlichen Aufgaben notwendiges Ver­
mögen.
Eine etwas andere Aufzählung der Objekte des staatlichen Eigen­
tums (Volkseigentum) enthält Art. 8 Abs. 2 der Verfassung der 
CSSR. Volkseigentum sind danach insbesondere die Bodenschätze 
und die Hauptenergiequellen, der hauptsächliche Waldbestand, die 
Gewässer und natürlichen Heilquellen, die Mittel der industriellen 
Produktion, des Massentransports und des Nachrichtenwesens, die 
Geld- und Versicherungsinstitute, Rundfunk, Fernsehen und Film 
sowie die wichtigsten gesellschaftlichen Einrichtungen wie Gesund­
heitseinrichtungen, Schulen und wissenschaftliche Institute.


